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(Entwurf) 

 
Hauptsatzung 

des Landkreises Rotenburg (Wümme) 
 

§ 1 
Name und Sitz 

 
Der Landkreis führt den Namen Landkreis Rotenburg (Wümme). Er hat seinen Sitz in Roten-
burg (Wümme).  
 

§ 2 
Wappen, Flagge und Dienstsiegel 

 
(1) Das Wappen des Landkreises zeigt -geteilt durch einen schwarzen Balken- oben in Silber 
einen golden gekrönten, blau bewehrten und bezungten roten Löwen, der in der rechten Vor-
derpranke ein schwarzes Nagelspitzkreuz hält, und unten von Silber und Blau geviert, einen 
roten über einen silbernen gekreuzten Schlüssel. 
 
(2) Flagge und Banner des Landkreises zeigen die Farben gelb-weiß mit dem Wappen des  
Landkreises. 
 
(3) Das Dienstsiegel enthält das Wappen und die Umschrift „Landkreis Rotenburg (Wüm-
me)“. 

 
§ 3 

Geschäftsordnung 
 
Das Verfahren des Kreistages und des Kreisausschusses wird durch die vom Kreistag zu er-
lassende Geschäftsordnung geregelt. Diese bestimmt auch das Verfahren der nach § 71 
NKomVG gebildeten Ausschüsse (Fachausschüsse); sie gilt sinngemäß für sonstige Aus-
schüsse und Beiräte. 
 

§ 4 
Abweichende Zuständigkeiten 

 
Der Beschlussfassung des Kreistages bedürfen nicht  
a) die Festlegung allgemeiner privatrechtlicher Entgelte i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 8 NKomVG, 

deren jährliches Aufkommen die Höhe von 100.000,00 Euro voraussichtlich nicht über-
steigt, 

b) Rechtsgeschäfte über Kreisvermögen i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren Vermö-
genswert die Höhe von 50.000 Euro nicht übersteigt; 

c) die Übernahme von Bürgschaften oder sonstigen Sicherheiten i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 16 
NKomVG, die den Betrag von 50.000 Euro nicht übersteigt, 

d) Verträge mit Kreistagsabgeordneten, Ausschussmitgliedern oder mit der Landrätin bzw. 
dem Landrat (§ 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG), die auf einer förmlichen Ausschreibung be-
ruhen oder deren Vermögenswert den Betrag von 20.000 Euro nicht übersteigen. 

 
 
 
 



 

 2

§ 5 
Zusammensetzung des Kreisausschusses 

 
Neben den Mitgliedern nach § 74 Abs. 1 Satz 1 NKomVG gehören die Erste Kreisrätin/der 
Erste Kreisrat sowie die Kreisrätin/der Kreisrat dem Kreisausschuss mit beratender Stimme 
an. 
 

§ 6 
Beamte auf Zeit 

 
Außer der Landrätin/dem Landrat werden die allgemeine Stellvertreterin/der allgemeine 
Stellvertreter als Erste. Kreisrätin/Erster. Kreisrat sowie eine weitere leitende Beamtin/ein 
weiterer leitender Beamter, der die Bezeichnung Kreisrätin/Kreisrat führt, in das Beamten-
verhältnis auf Zeit berufen. 
 

§ 7 
Anregungen und Beschwerden 

 
(1) Sind Anregungen und Beschwerden i. S. d. § 34 NKomVG (Antrag) von mehr als 5 Per-
sonen unterzeichnet, so ist von den Antragstellern eine Person zu benennen, die berechtigt ist, 
sie zu vertreten. 
 
 (2) Die Landrätin/der Landrat kann der Antragstellerin/dem Antragsteller aufgeben, den An-
trag in der für eine ordnungsgemäße Beratung erforderlichen Anzahl einzureichen. Die Bera-
tung kann in diesen Fällen bis zur Einreichung der notwendigen Unterlagen ausgesetzt wer-
den. 
 
(3) Anträge, die nicht Angelegenheiten des Landkreises Rotenburg (Wümme) betreffen, sind  
ohne Beratung von der Landrätin/dem Landrat unter Angabe der zuständigen Stelle zurück-
zugeben. Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z. B. Fra-
gen, Erklärungen, Ansichten usw.), sind ebenfalls ohne Beratung zurückzugeben. 
 
(4) Für die Erledigung der Anträge ist der Kreisausschuss zuständig, es sei denn, sie betreffen 
Angelegenheiten, für die der Kreistag ausschließlich gem. § 58 Abs. 1 NKomVG zuständig 
ist. 
 
(5) Von einer Beratung eines Antrages soll abgesehen werden, wenn sein Inhalt einen Straf-
tat- bestand erfüllt oder wenn er gegenüber bereits erledigten Anträgen kein neues Sach-
vorbrin- gen enthält. Eine Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das An-
tragsbegehren Gegenstand eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmit-
telverfahrens ist. 
 
(6) Die Landrätin/der Landrat unterrichtet die Antragstellerin/den Antragsteller über die Art 
der Behandlung des Antrages. 
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§ 8 
Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen 

 
Satzungen und Verordnungen, die Erteilung von Genehmigungen für den Flächennutzungs-
plan sowie öffentliche Bekanntmachungen des Landkreises werden im Internet unter der Ad-
resse „www.lk-row.de“ bekannt gemacht. Auf die Bereitstellung im Internet und auf die In-
ternetadresse ist in der Bremervörder Zeitung, der Rotenburger Kreiszeitung, der Zevener 
Zeitung hinzuweisen. 
 
Ortsübliche Bekanntmachungen erfolgen durch Veröffentlichung in der Bremervörder Zei-
tung, der Rotenburger Kreiszeitung und in der Zevener Zeitung. 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

 
Diese Hauptsatzung tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Hauptsatzung vom 15.06.2006 außer Kraft. 
 
 
 
Rotenburg (Wümme), den  
 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
 
Luttmann 
Landrat 



           
 
 

Entwurf 
 

7. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 
Abfallentsorgung im Landkreis Rotenburg (Wümme) 

(Abfallgebührensatzung) 
 
 

 
Aufgrund der §§ 10 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) vom 17.10.2010 (Nds. GVBl. Seite 576), geändert durch Artikel 29 Nr. 1 des 
Gesetzes vom 13.10.2011 (Nds. GVBl. S. 353), und § 6 Abs. 1 und § 12 des 
Niedersächsischen Abfallgesetzes (NAbfG) in der Fassung vom 14.07.2003 (Nds. GVBl. Seite 
273), zuletzt geändert durch Artikel 8 Gesetz vom 13.10.2011 (Nds. GVBl. S. 353) i.V.m. § 5 
des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 23.01.2007 (Nds. GVBl. 
Seite 41), geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 13.10.2011 (Nds. GVBl. S. 353) und § 
20 der Satzung über die Abfallentsorgung im Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 
17.12.2003, zuletzt geändert durch die 5. Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Abfallentsorgung im Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 18.12.2009 hat der Kreistag des 
Landkreises Rotenburg (Wümme) am …………… folgende Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Abfallentsorgung im Landkreis Rotenburg (Wümme) beschlossen: 
 
 
 
 

Artikel 1 
 

Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung im Landkreis 
Rotenburg (Wümme) (Abfallgebührensatzung) vom 18.12.2000, zuletzt geändert durch 
Artikel 1 der 6. Änderungssatzung vom 18.12.2009, wird wie folgt geändert: 
 
 
§ 3 Abs. 1 Buchstabe A) – Behältergebühren – , Ziff. 1. bis 3.4 erhält folgende Fassung: 
 

1. bei 4-wöchentlicher Abfuhr 
1.1. für einen      40 l-Abfallbehälter 2,90 € monatlich ............ 34,80 € jährlich 

2. bei 14 täglicher Abfuhr 
2.1 für einen      40 l-Abfallbehälter 5,80 € monatlich ............ 69,60 € jährlich 
2.2 für einen      50 l-Abfallbehälter 7,25 € monatlich ............ 87,00 € jährlich 
2.3 für einen      60 l-Abfallbehälter 8,70 € monatlich .......... 104,40 € jährlich 
2.4 für einen      80 l-Abfallbehälter 11,60 € monatlich .......... 139,20 € jährlich 
2.5 für einen    120 l-Abfallbehälter 17,40 € monatlich .......... 208,80 € jährlich 
2.6 für einen    240 l-Abfallbehälter 34,80 € monatlich .......... 417,60 € jährlich 
2.7 für einen    770 l-Abfallbehälter 112,00 € monatlich ....... 1.344,00 € jährlich 
2.8 für einen 1.100 l-Abfallbehälter 160,00 € monatlich ....... 1.920,00 € jährlich 
2.9 für einen 2.500 l-Abfallbehälter 363,50 € monatlich ……. 4.362,00 € jährlich 
2.11 für einen 4.500 l-Abfallbehälter 653,00 € monatlich ....... 7.836,00 € jährlich 
2.12 für die Teilnahme an der Abfallentsorgung  
 in Wochenendhausgebieten mit 26 Abfallsäcken à 20 Liter / Jahr 
  2,90 € monatlich.................. 34,80 € jährlich 
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3. bei wöchentlicher Abfuhr 
3.1 für einen    770 l-Abfallbehälter 224,00 € monatlich ....... 2.688,00 € jährlich 
3.2 für einen 1.100 l-Abfallbehälter 320,00 € monatlich ....... 3.840,00 € jährlich 
3.3 für einen 2.500 l-Abfallbehälter 727,00 € monatlich ....... 8.724,00 € jährlich 
3.4 für einen 4.500 l-Abfallbehälter 1.306,00 € monatlich .....15.672,00 € jährlich 
 
 
 
§ 3 Abs. 1 Buchstabe B) – Annahmegebühren –, Ziff. 1.-9. erhält folgende Fassung: 
 
1. Siedlungsabfall je Tonne...............150,00 € 
2. Sperrabfall je Tonne...............150,00 € 
3. Schlämme    je Tonne...............150,00 € 
4. Straßenkehricht, Rechengut je Tonne...............150,00 € 
5. Baustellenabfälle, Altholz je Tonne...............150,00 € 
6. Bauschutt je Tonne.................15,00 € 
7. Asbesthaltige Bauabfälle je Tonne................ 135,00 € 
8. Erdaushub, sonstige Böden (schwach belastet) je Tonne.................25,00 € 
9. Erdaushub, sonstige Böden (unbelastet) je Tonne.................... 5,00 € 
 
 
 
In § 3 Abs. 1 Buchstabe C) c) wird der Betrag von 4,30 € ersetzt durch 4,40 €. 

 
 
 
 
 

Artikel 2 
 
 

Artikel 1 dieser Satzung tritt am 01. Januar 2012 in Kraft. 
 
 
Rotenburg (Wümme), den 21.12.2011 
 

Landkreis Rotenburg (Wümme) 
 
 

............................................ 
Luttmann 
(Landrat) 

 



1. Änderungssatzung 
zur Satzung über die Einrichtung und Tätigkeit 

des örtlichen Beirats für das Jobcenter des Landkreises Rotenburg (Wümme) 
 
Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der 
Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 29 des Gesetzes vom 
13.10.2011 (Nds. GVBl. S. 353) hat der Kreistag des Landkreis Rotenburg (Wümme) in seiner Sitzung 
am … die folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Die Satzung über die Einrichtung und Tätigkeit des örtlichen Beirats für das Jobcenter des Landkreises 
Rotenburg (Wümme) vom 16.12.2010 wird wie folgt geändert: 
 

1. In der Präambel werden die Worte „§§ 7 und 36 der Niedersächsischen Landkreisordnung“ 
durch „§§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes“ ersetzt. 

 
2. In § 3 Abs. 2 werden die Worte „Ausschuss für Gesundheit, Senioren und Soziales des 

Landkreises Rotenburg (Wümme)“ durch die Worte „Ausschuss für das Jobcenter des 
Landkreises Rotenburg (Wümme)“ ersetzt. 

 
3. In § 3 Abs. 2 werden die Worte „Städte und Samtgemeinden“ durch die Worte „Städte, 

Gemeinden und Samtgemeinden“ ersetzt. 
 

4. In § 6 Abs. 4 werden die Worte „Ausschuss für Gesundheit, Senioren und Soziales des 
Landkreises Rotenburg (Wümme)“ durch die Worte „Ausschuss für das Jobcenter des 
Landkreises Rotenburg (Wümme)“ ersetzt. 

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt zum 01.11.2011 in Kraft. 
 
Rotenburg, den …. 
 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 
Luttmann 
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Entwurf 
 
 

Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Tätigkeit des Rechnungs-
prüfungsamtes (RPA) des Landkreises Rotenburg (Wümme) 

 
 
Aufgrund der §§ 10, 153 Abs. 3 und 157 Nds. Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG), § 18 
des Nds. Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (NKomZG) und § 4 des Nds. 
Kommunalabgabengesetzes (NKAG) hat der Kreistag des Landkreises Rotenburg (Wümme) 
am 21.12.2011 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Landkreis Rotenburg (Wümme) erhebt zum Ausgleich der Kosten, die ihm durch die 
Inanspruchnahme seines Rechnungsprüfungsamtes durch Gemeinden und Samtgemeinden, 
Eigenbetriebe, sonstige Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
(z.B. Zweckverbände) sowie für alle anderen Aufträge, die dem Rechnungsprüfungsamt 
übertragen wurden (z.B. Vereine, Verbände, Stiftungen bürgerlichen Rechts, wirtschaftliche 
Unternehmen mit Beteiligung des Landkreises) Gebühren nach Maßgabe der nachfolgenden 
Bestimmungen. 
 

§ 2 
 
Die Gebühr beträgt pauschal 380,00 € je Prüfungstag (8 Stunden) und Prüferin/Prüfer. 
Leistungen des Rechnungsprüfungsamtes, die einen vollen Tagessatz nicht ereichen, 
werden anteilig abgerechnet. 
 

§ 3 
 
Werden vom Rechnungsprüfungsamt sonstige Prüferinnen/Prüfer oder Prüfstellen (z.B. 
Wirtschaftsprüferinnen/Wirtschaftsprüfer) in Anspruch genommen, so sind die hierdurch 
entstehenden Kosten vom jeweiligen Leistungsempfänger zu erstatten. 
 

§ 4 
 
Die Prüfungsgebühr wird durch Bescheid festgesetzt und ist innerhalb von 14 Tagen nach 
Anforderung an die Kreiskasse Rotenburg (Wümme) zu zahlen. 
 

§ 5 
 
Die Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Tätigkeit des 
Rechnungsprüfungsamtes des Landkreises Rotenburg (Wümme) bei den Gemeinden vom 
26.07.1978, zuletzt geändert durch die 4. Änderungssatzung vom 20.12.2004, außer Kraft. 
 
 
Rotenburg (Wümme), 21.12.2011 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 
 
 
 
Luttmann 
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Entwurf 
 
 

3. Satzung zur Änderung der Jagdsteuersatzung für den Landkreis Rotenburg 
(Wümme) vom 02.03.2005 

 
 
 
Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in 
Verbindung mit § 3 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der 
jeweils gültigen Fassung hat der Kreistag des Landkreises Rotenburg (Wümme) in seiner 
Sitzung am 21.12.2011 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Die Jagdsteuersatzung für den Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 02.03.2005 wird wie 
folgt geändert: 
 
In § 6 (Höhe der Steuer) wird die Zahl „10“ durch die Zahl „5“ ersetzt. 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.04.2012 in Kraft. 
 
 
 
 
 
Rotenburg (Wümme), 21.12.2011 
 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
 
 
 
(Luttmann) 
Landrat 



Kooperationsvertrag 

Zwischen 

dem Landkreis Rotenburg (Wümme) - vertreten durch den Landrat, 

(nachfolgend: Landkreis) 

und 

der Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Diakonischen Werke im Landkreis Rotenburg 
(Wümme), 

vertreten durch den dem Vorstand vorsitzenden Superintendenten, 

(nachfolgend: Arbeitsgemeinschaft) 

wird nachstehender Kooperationsvertrag geschlossen: 

 

§ 1 

(1) In der Wahrnehmung ihrer diakonischen Verantwortung betreibt die Arbeitsgemeinschaft 
eine Schuldnerberatungsstelle auf der Grundlage der kirchlichen Richtlinien und sowie der 
gesetzlichen Regelungen. 

(2) Unabhängig von dem religiösen oder weltanschaulichen Bekenntnis der Ratsuchenden 
steht die Schuldnerberatung der Arbeitsgemeinschaft der Bevölkerung des Landkreises Roten-
burg (Wümme) zur Verfügung. 

(3) Die Arbeitsgemeinschaft übernimmt für den Landkreis als zugelassener kommunaler Trä-
ger nach dem SGB II sowie als Träger der Sozialhilfe nach dem SGB XII Aufgaben der Schuld-
nerberatung gemäß § 16 SGB II sowie § 11 Abs. 5 SGB XII. 

(4) Der fachliche Inhalt und der Umfang der Aufgaben ergeben sich aus der gemeinsam ent-
wickelten „Konzeption zur Umsetzung der Vereinbarungen aus dem Kooperationsvertrag“ – im 
Folgenden „Konzeption“ – (s. Anlage), die Bestandteil dieses Vertrages ist. 

(5) Zur Ausführung und Weiterentwicklung dieses Kooperationsvertrages und der Konzeption 
benennen die Arbeitsgemeinschaft und der Landkreis jeweils konkrete Ansprechpartner, die 
zu einem vom Landkreis halbjährlich einzuberufenden Weiterentwicklungsdialog zusammen 
kommen. 

§ 2 

(1) Die Arbeitsgemeinschaft gewährleistet Anlaufstellen und Sprechzeiten (telefonische und 
offene) der Schuldnerberatung in den Städten Bremervörde, Rotenburg (Wümme) und Zeven. 

(2) Die Schuldnerberatung unterstützt die Hilfesuchenden bei der (Wieder-) Erlangung eines 
Kontos (Guthabenkonto, Pfändungsschutzkontos). 

 

§ 3 

(1) Leistungsberechtigte i. S. d. SGB II werden der Arbeitsgemeinschaft vom Jobcenter zur 
Durchführung einer Schuldnerberatung zugewiesen, nachdem die Leistungsvoraussetzungen 
vom Jobcenter geprüft und Leistungen für Schuldnerberatung mit der/dem Leistungsberech-
tigten vereinbart oder ihr/ihm bewilligt worden sind. 

(2) Die Zuweisung durch das Jobcenter erlischt, wenn für die zugewiesene leistungsberechtig-
te Personen nicht innerhalb von 3 Monaten sowohl das Erstgespräch stattgefunden hat als 
auch die umfassende Schuldnerberatung im Sinne der Konzeption bereits begonnen worden 
ist. Dies gilt nicht, wenn die umfassende Schuldnerberatung nach dem Erstgespräch entbehr-
lich war, weil der Hilfesuchende keiner weiteren Unterstützung bedurfte. 

(3) Die Arbeitsgemeinschaft erstellt nach Zuweisung durch das Jobcenter für jede leistungs-
berechtigte Person mindestens alle drei Monate einen Sachstandsbericht, in dem die erbrach-
ten Beratungsleistungen, die getroffenen Vereinbarungen sowie erzielte Ergebnisse dokumen-
tiert sind, und stellt diesen Bericht dem Jobcenter zur Verfügung. 
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§ 4 

(1) Für die mit diesem Kooperationsvertrag vereinbarten und von der Arbeitsgemeinschaft 
erbrachten Leistungen zahlt der Landkreis Zuschüsse an die Arbeitsgemeinschaft. Die Zu-
schüsse werden für die nach dem SGB II leistungsberechtigten Personen, die der Arbeitsge-
meinschaft vom Jobcenter zugewiesen werden, als Einzelfallpauschalen und im Übrigen als 
Jahrespauschale gewährt. 

(2) Die an Berechtigte nach dem SGB II erbrachten Leistungen werden mit einer Einzelfall-
pauschale bezuschusst. Der Landkreis bezuschusst jeden zugewiesenen Beratungsfall mit 
150 €. Beratungsfälle, in denen die Zuweisung gemäß § 3 Abs. 2 erloschen ist, werden nicht 
bezuschusst. 

(3) Bei den Personenkreisen, die nicht unter den § 16 SGB II fallen, wird auf eine einzelfall-
bezogene Prüfung der Leistungsvoraussetzungen verzichtet. Die Kosten für die Inanspruch-
nahme der Schuldnerberatung durch diesen Personenkreis werden mit einer jährlichen Pau-
schale (Jahrespauschale) bezuschusst. Diese beträgt für das Haushaltsjahr 2012 25.000 €. 

(4) Die in den Absätzen 2 und 3 festgesetzten Beträge werden ab dem Haushaltsjahr 2013 um 
90 % der Tarifsteigerung des von der Arbeitsgemeinschaft angewandten „Tarifvertrags für 
den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L)“ angepasst. 

(5) Die Arbeitsgemeinschaft kann die Einzelfallpauschalen für die abrechnungsfähigen Fälle 
innerhalb eines Jahres nach Zuweisung der jeweiligen leistungsberechtigten Person beim Job-
center abfordern. 

(6) Die Jahrespauschale wird anteilig zum 01.04. und 01.10. eines jeden Jahres fällig. 

(7) Der dem Land Niedersachsen vorzulegende Verwendungsnachweis ist von der Arbeitsge-
meinschaft zu erstellen und dem Landkreis bis zum 30.04. des Folgejahres vorzulegen. 

 

§ 5 

Die Arbeitsgemeinschaft erstellt bis zum 31.03. des Folgejahres einen jährlichen Tätigkeitsbe-
richt, aus dem die auf der Grundlage des Kooperationsvertrages erbrachten Beratungsleistun-
gen ersichtlich sind, und stellt diesen dem Landkreis zur Verfügung. 

 

§ 6 

Dieser Kooperationsvertrag tritt zum 1. Januar 2012 in Kraft und wird unbefristet abgeschlos-
sen. Er kann von jedem Vertragspartner mit einer Frist von 6 Monaten zum Ende eines Jahres 
gekündigt werden. Eine Kündigung bedarf der Schriftform. 

 

Bremervörde,        Rotenburg (Wümme),  

Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der   Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Diakonischen Werke im Landkreis Rotenburg  - Der Landrat - 
(Wümme)    

 

 

 

(Helmers, S.)       (Luttmann) 

Vorsitzender       Landrat 

 

 

 

 



Konzeption zur Umsetzung der Vereinbarungen 

aus dem Kooperationsvertrag 

zwischen dem 

Landkreis Rotenburg (Wümme) 

und der 

Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Ev.-luth. Kirchenkreise Bremervörde-Zeven und 
Rotenburg 

 

1. Diese Konzeption zur Umsetzung des Kooperationsvertrags wurde von Landkreis und Ar-
beitsgemeinschaft gemeinsam entwickelt. Sie ist gemäß § 1 Abs. 4 des Kooperationsvertrages 
Bestandteil der vertraglichen Vereinbarungen. 

Grundlage ist die Konzeption der Beratungsstruktur des Leistungsanbieters für Beratung von 
Menschen in Überschuldungssituation und von Überschuldung bedrohten Menschen ein-
schließlich der Hilfe nach § 16 SGB II und § 11 SGB XII. 

Konzeption der Beratungsstruktur  

(siehe Schaubild Ablauf der Beratung) 

Durch die Personalerweiterung im Bereich der Schuldnerberatung konnte in den vergangenen 
Jahren eine besondere Entwicklung gemacht werden. Fortan kann dem Schuldner eine eng-
maschige Beratung geboten werden, in deren Fokus ein nachhaltiger Umgang mit Geld steht. 
Ziel der Beratung kann niemals ausschließlich das Insolvenzverfahren sein, vielmehr geht es 
darum mit den vorhanden finanziellen Mitteln einen Weg aus der Verschuldung zu finden. 

Beratungsbeginn, die Anamnese 

In dem Ablauf einer Schuldnerberatungssequenz im Diakonischen Werk steht vor dem persön-
lichen Gespräch mit den Schuldnerberatern der telefonische Kontakt. Hierfür stehen wöchent-
lich jeweils drei telefonische Sprechzeiten in den Beratungsstellen Bremervörde/Zeven und 
Rotenburg  zur Verfügung. Inhaltlich wird auf das bevorstehende Beratungsgespräch einge-
gangen und dieses vorbereitet. Erste Fragen rund um das Thema Schulden werden zudem 
beantwortet.  

Erstberatung 

Im Erstberatungsgespräch wird dann vorrangig Wert auf die Analyse des Haushaltsplanes 
gelegt. Einnahmen und Ausgaben werden hierbei gegenüber gestellt, Sparpotenziale aufge-
deckt und Vorschläge zur konkreten Umsetzung gemacht. Des Weiteren wird sich in der Bera-
tung dafür Zeit genommen, die persönliche Situation des Klienten zu beleuchten. Wodurch ist 
die Verschuldung entstanden? Muss erst die persönliche Situation, zum Beispiel innerhalb 
einer Ehe- und Lebensberatung, bearbeitet werden, damit eine effektive Schuldnerberatung 
möglich ist? Neben diesen genannten Aspekten, wird ebenfalls die Gläubigerliste besprochen. 
Eine wichtige Komponente neben den persönlichen Beratungsgesprächen ist die eigenverant-
wortliche  Übernahme von Aufgaben, die in den Zielgesprächen überprüft werden sollen. Die 
Ergebnisse eines Beratungsgespräches werden dokumentiert. Darüber hinaus wird eine Maß-
nahme der Qualitätssicherung durchgeführt. 

Zielvereinbarungsgespräche 

Grundlage hierfür sind die Ergebnisse des vorangegangenen Gespräches (Erstbera-
tung/Zielgespräch). Wurden alle Vereinbarungen eingehalten? Zielvereinbarungsgespräche 
dienen immer auch einer weiteren Wissensvermittlung rund um zentrale Themen der Schuld-
nerberatung. Vollstreckungsrecht und -schutz sowie des Insolvenzrechts sieht dabei die Bera-
tungssequenz vor. Da es um eine nachhaltige Unterstützung von Personen mit finanziellen 
Problemen geht, soll ein Haushaltsbuch geführt werden. Es dient zur Selbstbefähigung der 
Klienten (Empowering). Diese sollen wieder daran gewöhnt werden, sich um ihren Haushalt 
und Geldfluss zu kümmern. Ziel ist eine eigene Haushaltssouveränität wieder herzustellen. 

Abschluss der Beratungssequenzen 



Ziel ist die Verschuldung mit eigenen Mitteln zu überwinden. Falls dies dem Klienten nicht 
möglich ist, kann mit Unterstützung der Beratungsstellen des Diakonischen Werkes das Privat-
insolvenzverfahren beantragt werden. Dies sollte jedoch der letzte Schritt in der Beratungsar-
beit sein. Außerdem sollte hierfür eine klare und überschaubare Haushaltssituation herrschen. 
Aus diesem Grund ist eine „schnelle Insolvenz“ mit unseren Beratungsstellen nicht vorgese-
hen. Wir verstehen dies als ein Qualitätsmerkmal unserer Arbeit mit der Zielgruppe. 

Grundsätzlich bildet eine außergerichtliche Einigung oder das Insolvenzverfahren keinen kla-
ren Abschluss. Vielmehr bieten die Beratungsstellen weitere Gespräche an, da in vielen Fällen 
eine Überforderung der Klienten stattfindet! 

Schuldnerbegleiter 

Die Schuldnerbegleiter sind ein weiteres Instrument einer nachhaltigen Arbeit mit Klienten. 
Als Schuldnerbegleiter setzt das Diakonische Werk Menschen ein, die sich durch eine beson-
dere Fachkompetenz auszeichnen. Unter anderem finden sich in diesen Kreisen ehemalige 
Mitarbeiter aus Banken, Verwaltung, Wirtschaft und sozialen Berufen. Neben der ersten Auf-
nahme von Papieren und sonstigen Unterlagen, bietet der Schuldnerbegleiter sich als direkter 
Ansprechpartner für den Klienten an. Innerhalb der Beratungssequenz werden Schuldnerbe-
gleiter immer dann eingesetzt, wenn Prozesse in Stocken geraten oder Zielvereinbarungen 
wiederholt nicht von Klienten eingehalten werden. 

 

2. Voraussetzung für die Durchführung der Schuldnerberatung sind: 

a. Motivation und Eigenbemühungen/Mitwirkungsbereitschaft zur Beseitigung der Verschul-
dung und zur Beendigung der Arbeitslosigkeit liegen vor oder können aller Wahrscheinlich-
keit nach durch Einstieg in den Beratungsprozess hergestellt werden 

b. Vorrangig zu beseitigende Vermittlungshemmnisse, die einen produktiven Beratungspro-
zess verhindern könnten (z. B. akute Suchtproblematik, akute psychische Erkrankungen) 
sind so weit in Bearbeitung, dass sie einer Schuldenberatung nicht im Wege stehen 

 

3. Bezüglich der nach dem SGB II leistungsberechtigten Personen stimmen die Schuldnerbera-
tung und das Jobcenter die Einzelheiten zum Verfahren ab 

- mit dem Klienten der Schuldnerberatung zugeführt werden bzw. nach Erlöschen der Zu-
weisung aus der Beratung der Schuldnerberatung heraus genommen werden und 

- mit dem die im Sinne der Aufgabenerfüllung notwendige gegenseitige Übermittlung von 
Daten der Klienten sicher gestellt wird. 

Die Schuldnerberatung verweist Klienten aus dem nicht über das Jobcenter gesteuerten Zu-
lauf, die nach ihren Erkenntnissen Ansprüche auf Leistungen nach dem SGB II oder SGB XII 
haben könnten, im Einvernehmen mit den Klienten zur weiteren Prüfung der Leistungsvoraus-
setzungen an den Sozialhilfeträger bzw. das Jobcenter. 

Soweit Leistungsberechtigte nach dem SGB II um Beratung nachsuchen, die nicht vom Job-
center zugewiesen worden sind, sind diese auf das zunächst erforderliche Bewilligungs- und 
Zuweisungsverfahren durch das Jobcenter zu verweisen. 

 

4. Ein Erstberatungsgespräch soll innerhalb von 4 Wochen stattfinden. Zur Vorbereitung dar-
auf erhalten die Klienten von der Schuldnerberatung einen Aufnahme-/Personalbogen, einen 
Haushaltsplan und eine Gläubigerliste, die von ihnen für das Erstgespräch auszufüllen sind. 
Sozialhilfeträger bzw. Jobcenter, Schuldnerberatung und Klient klären vorab, ob für einen 
Klienten absehbar bereits für diese Aufgabe oder das Ordnen von Unterlagen die flankierende 
Hilfe ehrenamtlicher Schuldnerbegleiter erforderlich sein sollte. 

Vor der Erstberatung und/ oder nach der Erstberatung werden bei Bedarf flankierende Maß-
nahmen zur Unterstützung der Klienten durch ehrenamtliche Schuldnerbegleiter der Diakoni-
schen Werke auf Grundlage des Schuldnerbegleiterkonzepts ergriffen. Dazu gehören u. a.  

- dezentrale/ortsnahe Beratung 



- begleitende Gespräche über die Verschuldungssituation, 
- Unterstützung bei der Ordnung von Unterlagen, 
- Vorbereitung und Umsetzung eines Haushaltsplanes, 
Schriftverkehr nach Musterschreiben im Namen der Klienten 

Das Verfahren für Rückkoppelungsprozesse zwischen Jobcenter und Schuldnerberatung bein-
haltet insbesondere Mitteilungen über 
- vereinbarte Termine 
- Teilziele im Hilfeprozess 
- geplante Hilfsmaßnahmen bzw. auftretende Bedarfe 
- Abschluss der Maßnahme und Ergebnisse 

 

5. Die Schuldnerberatung vermittelt bei Bedarf und in Abstimmung mit den zuständigen Mit-
arbeitern des Sozialamtes und des Jobcenters ergänzende Hilfeangebote. 

Im Rahmen der sozialen Schuldnerberatung bei Vorliegen psychosozialer Multiplex-
Problemlagen werden im Sinne ganzheitlicher Betreuung durch adäquate Leistungsangebote 
Netzwerke genutzt. 

Der Leistungserbringer Diakonisches Werk kann hierbei intern auf  
- juristische Fachberatung innerhalb der Schuldnerberatung 
- allgemeine Sozialberatung mit juristischer Fachberatung, 
- Lebens-, Ehe-, Familien- und Erziehungsberatung 
- Migrationsberatung 
- Tafeln und Sozialkaufhäuser 
zurückgreifen. 

Externe Netzwerke bestehen u. a. mit 
- Landkreis (Gesundheitsamt, Jugendamt) 
- Suchthilfe 
- Krebshilfe 
- Bewährungs- und Straffälligenhilfe 
- Beschäftigungsträger 
- Frauenhaus  
- Kindergärten 

Leistungsangebote des Landkreises werden grundsätzlich vorrangig über den Sozialhilfeträger 
bzw. das Jobcenter angesteuert. 
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Entwurf                   Stand: 15.12.2011 
 

 Haushaltssatzung  
 

des Landkreises Rotenburg (Wümme) für das Haushaltsjahr 2012 

 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Kreistag des 
Landkreises Rotenburg (Wümme) in der Sitzung am 21.12.2011 folgende Haushaltssatzung 
beschlossen: 
 
 
 

§ 1 
 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf                                                                            222.731.800 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf                                                                222.731.800 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge                                                                                          0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf                                                                        0 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt  
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
  
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit                                    216.025.000 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit                                   199.868.100 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit                                                          11.969.700 Euro 
2.4 der  Auszahlungen für Investitionstätigkeit                                                        24.594.400 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit                                                       7.400.000 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit                                                    10.932.200 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes                                                            235.394.700 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes                                                           235.394.700 Euro 
 
 
 
Der Haushaltsplan des Nettoregiebetriebes Abfallwirtschaft für das Haushaltsjahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf                                                                              11.640.900 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf                                                                  11.640.900 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge                                                                                          0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf                                                                        0 Euro 
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2. im Finanzhaushalt  
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
  
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit                                      11.199.400 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit                                     11.180.300 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit                                                                          0 Euro 
2.4 der  Auszahlungen für Investitionstätigkeit                                                          1.080.000 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit                                                                     0 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit                                                                    0 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes                                                              11.199.400 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes                                                             12.260.300 Euro 
 
 
 
Der Haushaltsplan für den Nettoregiebetrieb Rettungsdienst für das Haushaltsjahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf                                                                                9.203.700 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf                                                                    9.203.700 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge                                                                                          0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf                                                                        0 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt  
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
  
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit                                        9.203.700 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit                                       8.616.400 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit                                                                          0 Euro 
2.4 der  Auszahlungen für Investitionstätigkeit                                                             697.000 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit                                                          697.000 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit                                                         255.000 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes                                                                9.900.700 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes                                                               9.568.400 Euro 

 
 
 

§ 2 
 

 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) 
werden nicht veranschlagt. Für den Nettoregiebetrieb Abfallwirtschaft werden keine Kredite für 
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen veranschlagt. 
 



                                                                                                                          

   

Für den Nettoregiebetrieb Rettungsdienst wird der Gesamtbetrag der vorgesehenen 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) 
auf  697.000 Euro festgesetzt. 
 
 
 

§ 3 
 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 7.280.500 Euro festgesetzt. 
Verpflichtungsermächtigungen für die Nettoregiebetriebe Abfallwirtschaft und Rettungsdienst 
werden nicht veranschlagt. 
 

 
 

§ 4 
 
 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 20.000.000 Euro  festgesetzt.  
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Auszahlungen durch die Sonderkasse für den Nettoregiebetrieb Abfallwirtschaft in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 1.800.000 Euro  festgesetzt.  
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Auszahlungen für den Nettoregiebetrieb Rettungsdienst in Anspruch genommen werden 
dürfen, wird auf 3.000.000 Euro  festgesetzt.  
 
 
 

§ 5 
 
 

Der Hebesatz der Kreisumlage wird auf 50 v. H. der Steuerkraftmesszahlen und der 
Schlüsselzuweisungen der Gemeinden und Samtgemeinden festgesetzt. 
 
 
 
Rotenburg (Wümme), 21. Dezember 2011 
 
 
 
 
 
      Landkreis Rotenburg (Wümme)   
 
 
 
 
 
 
 
 
       Luttmann 

  (Landrat) 
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  Anlage 1 

Verordnung des Landkreises Rotenburg (Wümme) über die Festsetzung des Was-
serschutzgebietes Wasserwerk Süd des Wasserversorgungsverbandes Rotenburg-
Land vom 21.12.2011 
 

Aufgrund der §§ 51 und 52 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31.07.2009 (Bun-

desgesetzblatt I S. 2585) und § 91 Niedersächsisches Wassergesetz (NWG) in der Fas-

sung vom 19.02.2010 (Nds. GVBI. S. 64) wird verordnet: 

 

§ 1 
Für die der öffentlichen Wasserversorgung dienenden, auf den Flurstücken 25/10, 28/8 und 16/1, 

Flur 6, Gemarkung Unterstedt, gelegenen Brunnen I bis IX für das Wasserwerk Süd, Unterstedt,, 

wird zum Schutz der Gewässer vor nachteiligen Einwirkungen ein Wasserschutzgebiet zum Wohl 

der Allgemeinheit festgesetzt. Das durch die Verordnung begünstigte Unternehmen ist der Was-

serversorgungsverband Rotenburg-Land, Zum Adel 101, OT Unterstedt in 27356 Rotenburg 

(Wümme). 

 

§ 2 
(1) Das Wasserschutzgebiet gliedert sich in die Schutzzonen I (Fassungsbereich), II (engere 

Schutzzone und III A und III B (weitere Schutzzonen). 

 

(2) Das Wasserschutzgebiet liegt in den Gemarkungen Unterstedt, Kirchwalsede, 

Süderwalsede, Schafwinkel, Sehlingen, Holtum Geest, Westerwalsede und Eversen. 

 

(3) Die Grenzen des Wasserschutzgebietes werden wie folgt beschrieben: 

a. Begrenzung der Schutzzone I: 

Die Grenzen der Schutzzone I verlaufen auf einem Radius von 10 Metern, gemessen 

vom Brunnenaufsatzrohr, allseitig um jeden Grundwasserförderbrunnen. 

b. Begrenzung der Schutzzone II: 

Die Schutzzone II verläuft in einem Radius von 100 Metern, gemessen vom Brunnen-

aufsatzrohr, allseitig um jeden Grundwasserförderbrunnen. 

c. Begrenzung der Schutzzone III:  

Die Schutzzone III beginnt im Norden in der Gemarkung Unterstedt, Richtung Süd-

Osten durch die Gemarkung Kirchwalsede. Von dort südlich durch die Gemarkung 

Schafwinkel, dann westlich durch die Gemarkungen Sehlingen, Süderwalsede nach 

Holtum Geest und von dort nördlich verlaufend durch die Gemarkungen Eversen und 

Ahausen in die Gemarkung Unterstedt zum nördlichen Ausgangspunkt. 
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(4) Die Grenzen des Wasserschutzgebietes und seiner Schutzzonen sind in der mit veröffent-

lichten Übersichtkarte (Anlage) im Maßstab 1 : 40 000 dargestellt. 

 

(5) Die genauen Grenzen des Wasserschutzgebietes und seiner Zonen ergeben sich aus den 

Karten im Maßstab 1 : 2.500, die Bestandteil dieser Verordnung sind. Ausfertigungen die-

ser nicht veröffentlichten Karten befinden sich beim Landkreis Rotenburg (Wümme), dem 

Wasserversorgungsverband Rotenburg-Land, der Stadt Rotenburg (Wümme) und den 

Gemeinden Kirchwalsede, Westerwalsede, Ahausen und Kirchlinteln. 

Die Karten können dort während der Sprechzeiten von jedermann kostenlos eingesehen 

werden. 

Durchschneidet die Grenze Flurstücke, sind jeweils zu Beginn und Ende der Grenzlinie in 

Sichtweite deutlich erkennbare Zeichen gesetzt, soweit diese Punkte nicht durch natürliche 

Merkmale (Nutzungsartengrenze und dgl.) erkennbar sind. 

 

§ 3 
(1) Die Schutzzone I darf nur durch Befugte zur Vornahme solcher Handlungen betreten wer-

den, die erforderlich sind 

a) zur Pflege der Schutzzone 

b) für den Betrieb und die Überwachung der Wassergewinnungsanlagen 

c) zur baulichen und betrieblichen Veränderung der Wassergewinnungsanlagen. 

 

(2) Die Anwendung von Pflanzenbehandlungs- und Schädlingsbekämpfungsmitteln ist in der 

Schutzzone I verboten. 

Darüber hinaus ist jegliche Düngung untersagt, soweit sie nicht in geringen Mengen zur 

Erzielung einer geschlossenen Grasnarbe erforderlich ist. 

 

§ 4 
In dem Wasserschutzgebiet sind folgende Handlungen nach Maßgabe der nachstehenden Auf-

stellung in den jeweiligen Schutzzonen verboten (V), eingeschränkt zulässig (G) oder zulässig 

aufgrund dieser Verordnung (-). Die über die Schutzbestimmungen dieser Verordnung hinaus-

gehenden Verbote und Genehmigungsvorbehalte nach anderen Rechtsvorschriften bleiben unbe-

rührt. 

 

 

 Seite 2 von 9 Seiten  



 

 Seite 3 von 9 Seiten  

 
 
         Abwasser 

 Zone I I  Zone 
I I I  A 

Zone 
I I I  B 

1. Einleiten von Abwasser in den Untergrund 
 

   

1.1 Versenken von Abwasser über Schluckbrunnen, Si-
ckerschächte oder vergleichbare Einrichtungen direkt 
ins Grundwasser 

 
V 

 
V 

 
V 

1.2 Einleiten und Versickern von Abwasser in den Unter-
grund unterhalb der belebten Bodenzone 

   

 1.2.1 Schmutzwasser aus dem häuslichen Bereich 
nach Behandlung in einer Kleinkläranlage oder 
einer gleichwertigen Anlage 

 
V 

 
G 
  

 
G 
 

 1.2.2 Sonstiges Schmutzwasser und von Verkehrs-
flächen oder mit diesen vergleichbaren Flächen 
(gewerbliche / landwirtschaftliche Betriebs- und 
Hofflächen) abfließendes Niederschlagswasser 

 
V 

 
V 

 
V 

 1.2.3 Niederschlagswasser von Dachflächen aus un-
beschichteten Metallen 

V V V 

 1.2.4 Niederschlagswasser von anderen Dachflächen 
als Pkt. 1.2.3. sowie von Hof- und Terrassen-
flächen bei Wohngrundstücken 

 
V 

 
-  

 
-  

1.3 Verrieseln oder Versickern von Abwasser über die be-
lebte Bodenzone 

   

 1.3.1 Schmutzwasser aus dem häuslichen Bereich 
nach Behandlung in einer Kleinkläranlage oder 
einer gleichwertigen Anlage 

 
   V 

 
G 

 
G 

 1.3.2 Sonstiges Schmutzwasser V V V 
 1.3.3 Von Verkehrsflächen oder mit diesen vergleich-

baren Flächen (gewerbliche / landwirtschaftliche 
Betriebs- und Hofflächen) abfließendes Nieder-
schlagswasser 

 
V 

 
G 
 

 
G 

 1.3.4 Niederschlagswasser von Dachflächen aus un-
beschichteten Metallen 

V G G 

 1.3.5 Niederschlagswasser von anderen Dachflächen 
als Pkt. 1.3.4. sowie von Hof- und Terrassen-
flächen bei Wohngrundstücken  

 
G 

 
-  

 
-  

2. Abwasserkanäle und Abwasserleitungen V G - 

3. Einleiten von Abwasser in oberirdische Gewässer, ausge-
nommen nicht schädlich verunreinigtes Niederschlagswasser 
im Rahmen des Gemeingebrauchs gem. § 25 WHG in Verbin-
dung mit § 32 NWG 
 

 
V 

 
G 

 
G 

4. Errichten oder wesentliches Ändern von Abwasserbehand-
lungsanlagen oder Abwassersammelgruben 

 
V 

 
G 
 

 
G 

5. Verregnen oder Verwerten von Abwasser im Rahmen der 
Landbewirtschaftung 
 

 
V 

 
V 

 
V 

6. Versenken oder Versickern von Kühlwasser 
 
 

V G G 
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        Land- und Forstwirtschaft und Erwerbsgartenbau  

 
 Zone I I  Zone 

I I I  A   
Zone 
I I I  B 

7. Aufbringen von Mist jeder Art (z.B. Stallmist, Geflügelmist) 
auf 

 

 7.1 landwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch genutzte 
Flächen 
 

V V von der  Ernte 
der  le tz ten 

Haupt f rucht  b is  
zum 31.  Januar ;
V beginnt  ers t  
am 16.  Sept . ,  

wenn e ine Zwi -
schenf rucht  oder  
Winter raps an-

gebaut  wi rd .  
 7.2 forstwirtschaftlich genutzte Flächen 

 

V V V 

8. Ausbringen von Sekundärrohstoffdüngern, die von den vor-
genannten und anderen Schutzbestimmungen nicht erfasst 
sind  

 
V 

 
G 
 

 
G 

9. Lagerung und Zwischenlagerung von Düngemitteln jeder Art, 
Sekundärrohstoffdüngern sowie von Gärfutter/Silage außer-
halb von undurchlässigen baulichen Anlagen mit Auffangvor-
richtung 
 

 
V 

 
V 

 
V 

10. Anbauen von Sonderkulturen auf landwirtschaftlich oder gar-
tenbaulich genutzten Flächen sowie 
Einrichten oder Erweitern von Baumschulen oder Gartenbau-
betrieben 
 

 
V 

 
G 

 
G 

11. Anwenden von nicht für Wasserschutzgebiete zugelassenen 
Pflanzenschutzmitteln, etc. 
 

V V V 

12. Dauerpferche oder Freilandhaltung sowie 
Betreiben von Winterweiden mit Zufütterung oder Pferchen 
 

V G G 

13. Einrichten von Holzpolterplätzen mit Beregnung V G G 
 
 

 
   Wassergefährdende Stoffe 

 Zone 
II  

Zone 
II I  A 

Zone 
II I  B 

14. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen im Sinne des § 62, 
Abs. 3 WHG außerhalb von Anlagen, Vorrichtungen oder Be-
hältnissen, aus denen ein Eindringen in den Boden nicht mög-
lich ist 
*mit Ausnahme von im Rahmen ordnungsgemäßer Landbe-
wirtschaftung aufgebrachten Dünge- und Pflanzenschutzmit-
teln 
 

 
V 

 
V* 

 
V* 

15. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen gem. 
§ 62, Abs. 3 WHG 
 

 
V 

 
-  

 
-  
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 Zone 
II  

Zone 
II I  A 

Zone 
II I  B 

16. Befördern wassergefährdender Stoffe im Sinne des § 62 
Abs. 3 WHG durch Fahrzeuge, ausgenommen Anliegerver-
kehr 
 

 
V 

 
-  

 
-  

17. Befördern wassergefährdender Stoffe im Sinne des § 62 
Abs. 3 WHG in Feldleitungen 
 

 
V 

 
G 

 
G 

 
 
Abfall, bauliche Anlagen, Sondernutzungen  

  Zone 
II  

Zone 
II I  A 

Zone 
II I  B 

18. Lagern, Ablagern, Behandeln oder Umschlagen von Abfällen     
18.1 Errichtung oder wesentliche Änderung von Anlagen 

zum Ablagern von Abfällen 
V V V 

18.2 Errichtung oder wesentliche Änderung von Anlagen 
zum Behandeln, zum Umschlagen oder zum Lagern 
von Abfällen gem. Anhang zur 4. BImSchV, Spalte 1 
(ausgenommen Kompostierungsanlagen) 

 
V 

 
V 

 
V 

18.3 Errichtung oder wesentliche Änderung von Kom-
postierungsplätzen oder Kompostierungsanlagen mit 
Ausnahme der Eigenkompostierung  
 

 
V 

 
G 

  
G 

19. Errichtung oder wesentliche Änderung von Biogasanlagen 
 

V G  G 

20. Schrottanlagen und Autowrackplätze    
20.1 Neuanlegen oder Erweitern von Anlagen zur Lage-

rung oder Behandlung von Autowracks (Autowrack-
plätze) 

 
V 

 
V 

 
V 

20.2 Errichten oder wesentliches Ändern von Anlagen zur 
Lagerung oder Behandlung von Schrott mit wasser-
gefährdenden Bestandteilen 
 

 
V 

 
V 

 
V 

20.3 Errichten oder wesentliches Ändern von Anlagen zur 
Lagerung oder Behandlung von Schrott ohne was-
sergefährdende Bestandteile 
 

 
V 

 
G 

 
G 

21. Errichten oder Erweitern von baulichen Anlagen mit Aus-
nahme von baulichen Anlagen für Wohnzwecke (incl. Neben-
gebäude) als Einzelbebauung 
 

 
V 

 
G 

 
G 

22. Bauen von Straßen     
22.1 soweit die Maßnahmen nicht den „Richtlinien für bau-

technische Maßnahmen an Straßen in Wassergewin-
nungsgebieten (RiStWag in der zur Zeit gültigen Fas-
sung)“ entsprechen 
 

 
V 

 
V 

 
V 

22.2 Neubauen und Ausbauen von befestigten, für Motor-
fahrzeuge zugelassenen Wegen, Straßen und Plät-
zen unter Beachtung der RiStWag in der zur Zeit gül-
tigen Fassung 
 

 
V 

 
-  

 
-  



 

 
  Zone 

II  
Zone 
II I  A 

Zone 
II I  B 

     
22.3 
 

Bauen von land- oder forstwirtschaftlichen Wirt-
schaftswegen 
 

G - -  

23. Bahnanlagen     
23.1 
 

Bau von Bahnlinien V G G 

23.2 
 

Bau oder wesentliche Erweiterung von Güterum-
schlagsanlagen der Eisenbahn, Rangierbahnhöfen 
 

V G G 

24. Verwendung von Materialien im Straßen-, Wege-, Wasser- 
oder Landschaftsbau, 

   

24.1 
 

wenn diese Materialien auswaschbare wassergefähr-
dende Stoffe oder Beimengungen enthalten oder die 
Inhaltsstoffe durch Umwandlung wassergefährdend 
wirken können 

 
V 

 
V 

 
V 

24.2 
 

wenn diese Materialien die Anforderungen nach  
LAGA M 20 (Mitteilung der Länderarbeitsgemein-
schaft Abfall: „Anforderungen an die stoffliche Ver-
wertung von mineralischen Abfällen“) einhalten 
 

 
V 

 
G 

 
G 

25. Bau von Start-, Lande-, Sicherheitsflächen oder Notabwurfflä-
chen des Luftverkehrs 
 

V V V 

26. Bau von militärischen Anlagen oder Einrichten von Übungs-
plätzen 
 

V V V 

27. Durchführung von Manövern oder Übungen von Streitkräften 
oder ähnlichen Organisationen,  

  
 

 

27.1 
 

soweit sie nicht dem DVGW-Merkblatt W 106 ent-
sprechen 

V V V 

27.2 
 

soweit die Anforderungen des DVGW-Merkblatt  
W 106 eingehalten werden 
 

V G G 

28. Sport- und Freizeiteinrichtungen oder -Veranstaltungen    
28.1 
 

Bau oder wesentliche Erweiterung von Sport- oder 
Freizeiteinrichtungen, von denen keine nutzungsbe-
dingt erhöhten Grundwassergefährdungen ausgehen 
(z.B. Campingplätze, Badeanstalten, Fußballplätze, 
Golfplätze), Betrieb von Badeseen 

 
V 

 
G 

 
G 

28.2 
 

Bau oder wesentliche Erweiterung von Sport- oder 
Freizeiteinrichtungen, von denen nutzungsbedingt 
erhöhte Grundwassergefährdungen ausgehen (z.B. 
Tontaubenschießstände, sonstige Schießstände für 
Handfeuerwaffen, Rennbahnen für den Motorsport) 
sowie Durchführen von Motorsportveranstaltungen 
außerhalb der dafür zugelassenen Verkehrswege 
oder -flächen 

 
V 

 
V 

 
V 

28.3 
 

Durchführen von Märkten, Volksfesten oder sonstigen 
Großveranstaltungen außerhalb dafür vorgesehener 
Anlagen 
 

 
V 

 
G 

 
G 
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  Zone 

II  
Zone 
II I  A 

Zone 
II I  B 

29. Einrichtung oder wesentliche Erweiterung von Kleingartenko-
lonien 
 

V G G 

30. Friedhöfe    
30.1 
 

Neuanlegen von Friedhöfen V V V 

30.2 
 

Erweitern von Friedhöfen V V G 

31. Vergraben oder Ablagern von Tierkörpern oder Tierkörpertei-
len, ausgenommen geringe Stückzahlen (Tierkörperteile) im 
Rahmen der jagdlichen Praxis 
 

 
V 

 
V 

 
V 

32. Anlagen oder wesentliches Ändern von Fischteichen       
32.1 gedichtete Anlagen V G G 
32.2 
 

ungedichtete Anlagen V V V 

    
Bodeneingriffe 
 
33. Arbeiten, die so tief in den Boden eindringen (Erdaufschlüs-

se), dass sie sich unmittelbar oder mittelbar auf die Bewe-
gung, die Höhe oder die Beschaffenheit des Grundwassers 
auswirken können 
 

 
V 

 
G 

 
G 

34. Bodenabbau oder Erdaufschlüsse, durch die die Grundwas-
serüberdeckung auf Dauer vermindert wird 
 

V G G 

35. Verfüllung von Bodenabbaustellen oder Erdaufschlüssen mit 
mineralischen Reststoffen,  

   

35.1 wenn diese Materialien die Anforderungen nach  
LAGA M 20 (Mitteilung der Länderarbeitsgemein-
schaft Abfall: „Anforderungen an die stoffliche Ver-
wertung von mineralischen Abfällen“) nicht erfüllen 

 
V 

 
V 

 
V 

35.2 
 

wenn diese Materialien die Anforderungen nach  
LAGA M 20 (Mitteilung der Länderarbeitsgemein-
schaft Abfall: „Anforderungen an die stoffliche Ver-
wertung von mineralischen Abfällen“) einhalten 
 

 
V 

 
G 

 
G 

36. Anlagen und Maßnahmen des Bergbaus mit Eingriffen in die 
Grundwasserüberdeckung 
 

V 
  

G G 

37. Durchführen von Sprengungen V G G 

38. Bohrungen (mit Ausnahme für die öffentliche Wasserversor-
gung) von mehr als 3 m Tiefe  
 

 
V 

 
G 

 
G 

39. Erdwärmenutzung und andere geothermische Anlagen 
(z.B. Erdwärmesonden, Erdwärmekollektoren, etc.) 
 

V G G 
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§ 5 
Anlagen, die beim Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig vorhanden sind, jedoch den Vor-

schriften des § 4 nicht entsprechen, bleiben weiter zugelassen. Die zuständige Wasserbehörde 

kann jedoch im Interesse der Gefahrenabwehr die Maßnahmen anordnen, die erforderlich sind, 

um den Zweck dieser Verordnung zu erreichen. 

 

§ 6 
(1) Die Eigentümer und die Nutzungsberechtigten der im Wasserschutzgebiet liegenden 

Grundstücke haben zu dulden, dass Beauftragte der Wasserbehörden und der von ihnen 

ermächtigten Stellen nach vorheriger Ankündigung die Grundstücke betreten, um die Ein-

haltung der Schutzbestimmungen nach § 4 zu überprüfen und um Maßnahmen durchzu-

führen, die zum Schutz der Wassergewinnungsanlagen erforderlich sind, z. B. Aufstellen 

von Hinweisschildern und Zäunen, Lagern von Hilfsstoffen zur Sicherung des Grundwas-

sers, Entnahme von Bodenproben, Anlagen und Betrieb von Grundwasserbeobachtungs-

brunnen u. ä. 

(2) Bei Gefahr in Verzug bedarf es der vorherigen Ankündigung nicht. 

(3) Der Landkreis Rotenburg (Wümme) kann den Begünstigten verpflichten, die nach Abs. 1 

zu duldenden Maßnahmen vorzunehmen. 

 

§ 7 
(1) Der Landkreis Rotenburg (Wümme) kann von den Verboten der §§ 3 und 4, den Duldungs- 

und Handlungspflichten der §§ 5 und 6 der Verordnung im Einzelfall widerruflich und be-

fristet befreien, wenn der Schutzgebietszweck nicht gefährdet wird oder überwiegende 

Gründe des Wohls der Allgemeinheit dies erfordern.  

(2) Die nach § 4 eingeschränkt zulässigen Handlungen der Verordnung dürfen nur mit Ge-

nehmigung des Landkreises Rotenburg (Wümme) vorgenommen werden. Die Genehmi-

gung darf nur versagt werden, wenn zu befürchten ist, dass eine der dort genannten Hand-

lungen oder Maßnahmen auf das durch diese Verordnung geschützte Grundwasser 

nachteilig einwirken kann und diese Nachteile nicht durch Bedingungen oder Auflagen ver-

hütet werden können.   

  

(3) Die Befreiung nach Abs. 1 und die Genehmigung nach Abs. 2 sind jeweils zu erteilen, so-

weit dies zur Vermeidung unzumutbarer Beschränkungen des Eigentums erforderlich ist 

und hierdurch der Schutzzweck nicht gefährdet wird. 
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§ 8 
Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen Bestimmungen dieser Verordnung verstößt, handelt ord-

nungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit wird nach § 103 Abs. 1 Nr. 8 und Abs. 2 WHG mit einer 

Geldbuße bis zu 50.000 EUR, bei Verletzung der Aufzeichnungspflichten bis zu 10.000 EUR,  

geahndet. Unberührt bleiben Regelungen und Zuständigkeiten nach anderen Rechtsvorschriften. 

 

§ 9 
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündigung im Amtsblatt für den Landkreis 

Rotenburg (Wümme) in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes für das 

Wasserwerk „Süd“ des Wasserversorgungsverbandes für den Landkreis Rotenburg vom 

30. Mai 1973 (Amtsblatt Nr. 12 für den Regierungsbezirk Lüneburg vom 02.06.1973) außer 

Kraft. 
 
 
Rotenburg/Wümme, 21.12.2011 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 
 
 
 
(Luttmann) 
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  Anlage 1 

Verordnung des Landkreises Rotenburg (Wümme) über die Festsetzung des Was-
serschutzgebietes Wasserwerk Nord des Wasserversorgungsverbandes Rotenburg-
Land vom 21.12.2011 
 

Aufgrund der §§ 51 und 52 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31.07.2009 (Bun-

desgesetzblatt I S. 2585) und § 91 Niedersächsisches Wassergesetz (NWG) in der Fas-

sung vom 19.02.2010 (Nds. GVBI. S. 64) wird verordnet: 

  

§ 1 
Für die der öffentlichen Wasserversorgung dienenden, auf den Flurstücken 137/29, 140 und 

141/6, Flur 1, Gemarkung Westerholz, gelegenen Brunnen I bis V für das Wasserwerk Nord, Wes-

terholz, wird zum Schutz der Gewässer vor nachteiligen Einwirkungen ein Wasserschutzgebiet 

zum Wohl der Allgemeinheit festgesetzt. Das durch die Verordnung begünstigte Unternehmen ist 

der Wasserversorgungsverband Rotenburg-Land, Zum Adel 101, OT Unterstedt in 27356 Roten-

burg (Wümme). 

§ 2 
(1) Das Wasserschutzgebiet gliedert sich in die Schutzzonen I (Fassungsbereich), II (engere 

Schutzzone und III A und III B (weitere Schutzzonen). 

 

(2) Das Wasserschutzgebiet liegt in den Gemarkungen Westerholz, Borchel, Abbendorf, 

Hetzwege, Wittkopsbostel und Hesedorf. 

 

(3) Die Grenzen des Wasserschutzgebietes werden wie folgt beschrieben: 

a. Begrenzung der Schutzzone I: 

Die Grenzen der Schutzzone I verlaufen auf einem Radius von 10 Metern, gemessen 

vom Brunnenaufsatzrohr, allseitig um jeden Grundwasserförderbrunnen. 

b. Begrenzung der Schutzzone II: 

Die Schutzzone II verläuft in einem Radius von 100 Metern, gemessen vom Brunnen-

aufsatzrohr, allseitig um jeden Grundwasserförderbrunnen. 

c. Begrenzung der Schutzzone III:  

Die Schutzzone III beginnt im Norden in der Gemarkung Abbendorf, Richtung Osten 

durch die Gemarkung Hetzwege in die Gemarkung Wittkopsbostel. Von dort südlich 

durch die Gemarkung Hetzwege in die Gemarkung Westerholz, dann westlich in die 

Gemarkung Borchel und von dort nördlich verlaufend, die Gemarkung Hesedorf 

anschneident, durch die Gemarkung Borchel in die Gemarkung Abbendorf zum nördli-

chen Ausgangspunkt. 

Administrator
Schreibmaschinentext
Anlage zu TOP 24



 

 

(4) Die Grenzen des Wasserschutzgebietes und seiner Schutzzonen sind in der mit veröffent-

lichten Übersichtkarte (Anlage) im Maßstab 1 : 30 000 dargestellt. 

 

(5) Die genauen Grenzen des Wasserschutzgebietes und seiner Zonen ergeben sich aus den 

Karten im Maßstab 1 : 2.500, die Bestandteil dieser Verordnung sind. Ausfertigungen die-

ser nicht veröffentlichten Karten befinden sich beim Landkreis Rotenburg (Wümme), dem 

Wasserversorgungsverband Rotenburg-Land, der Stadt Rotenburg (Wümme) und den 

Gemeinden Scheeßel und Gyhum. 

Die Karten können dort während der Sprechzeiten von jedermann kostenlos eingesehen 

werden. 

Durchschneidet die Grenze Flurstücke, sind jeweils zu Beginn und Ende der Grenzlinie in 

Sichtweite deutlich erkennbare Zeichen gesetzt, soweit diese Punkte nicht durch natürliche 

Merkmale (Nutzungsartengrenze und dgl.) erkennbar sind. 

 

§ 3 
(1) Die Schutzzone I darf nur durch Befugte zur Vornahme solcher Handlungen betreten wer-

den, die erforderlich sind 

a) zur Pflege der Schutzzone 

b) für den Betrieb und die Überwachung der Wassergewinnungsanlagen 

c) zur baulichen und betrieblichen Veränderung der Wassergewinnungsanlagen. 

 

(2) Die Anwendung von Pflanzenbehandlungs- und Schädlingsbekämpfungsmitteln ist in der 

Schutzzone I verboten. 

Darüber hinaus ist jegliche Düngung untersagt, soweit sie nicht in geringen Mengen zur 

Erzielung einer geschlossenen Grasnarbe erforderlich ist. 

 

§ 4 
In dem Wasserschutzgebiet sind folgende Handlungen nach Maßgabe der nachstehenden Auf-

stellung in den jeweiligen Schutzzonen verboten (V), eingeschränkt zulässig (G) oder zulässig 

aufgrund dieser Verordnung (-). Die über die Schutzbestimmungen dieser Verordnung hinaus-

gehenden Verbote und Genehmigungsvorbehalte nach anderen Rechtsvorschriften bleiben unbe-

rührt. 
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         Abwasser 

 Zone I I  Zone 
I I I  A 

Zone 
I I I  B 

1. Einleiten von Abwasser in den Untergrund 
 

   

1.1 Versenken von Abwasser über Schluckbrunnen, Si-
ckerschächte oder vergleichbare Einrichtungen direkt 
ins Grundwasser 

 
V 

 
V 

 
V 

1.2 Einleiten und Versickern von Abwasser in den Unter-
grund unterhalb der belebten Bodenzone 

   

 1.2.1 Schmutzwasser aus dem häuslichen Bereich 
nach Behandlung in einer Kleinkläranlage oder 
einer gleichwertigen Anlage 

 
V 

 
G 
  

 
G 
 

 1.2.2 Sonstiges Schmutzwasser und von Verkehrs-
flächen oder mit diesen vergleichbaren Flächen 
(gewerbliche / landwirtschaftliche Betriebs- und 
Hofflächen) abfließendes Niederschlagswasser 

 
V 

 
V 

 
V 

 1.2.3 Niederschlagswasser von Dachflächen aus un-
beschichteten Metallen 

V V V 

 1.2.4 Niederschlagswasser von anderen Dachflächen 
als Pkt. 1.2.3. sowie von Hof- und Terrassen-
flächen bei Wohngrundstücken 

 
V 

 
-  

 
-  

1.3 Verrieseln oder Versickern von Abwasser über die be-
lebte Bodenzone 

   

 1.3.1 Schmutzwasser aus dem häuslichen Bereich 
nach Behandlung in einer Kleinkläranlage oder 
einer gleichwertigen Anlage 

 
   V 

 
G 

 
G 

 1.3.2 Sonstiges Schmutzwasser V V V 
 1.3.3 Von Verkehrsflächen oder mit diesen vergleich-

baren Flächen (gewerbliche / landwirtschaftliche 
Betriebs- und Hofflächen) abfließendes Nieder-
schlagswasser 

 
V 

 
G 
 

 
G 

 1.3.4 Niederschlagswasser von Dachflächen aus un-
beschichteten Metallen 

V G G 

 1.3.5 Niederschlagswasser von anderen Dachflächen 
als Pkt. 1.3.4. sowie von Hof- und Terrassen-
flächen bei Wohngrundstücken  

 
G 

 
-  

 
-  

2. Abwasserkanäle und Abwasserleitungen V G - 

3. Einleiten von Abwasser in oberirdische Gewässer, ausge-
nommen nicht schädlich verunreinigtes Niederschlagswasser 
im Rahmen des Gemeingebrauchs gem. § 25 WHG in Verbin-
dung mit § 32 NWG 
 

 
V 

 
G 

 
G 

4. Errichten oder wesentliches Ändern von Abwasserbehand-
lungsanlagen oder Abwassersammelgruben 

 
V 

 
G 
 

 
G 

5. Verregnen oder Verwerten von Abwasser im Rahmen der 
Landbewirtschaftung 
 

 
V 

 
V 

 
V 

6. Versenken oder Versickern von Kühlwasser 
 
 

V G G 



 

 Seite 4 von 9 Seiten  

        Land- und Forstwirtschaft und Erwerbsgartenbau  

 
 Zone I I  Zone 

I I I  A   
Zone 
I I I  B 

7. Aufbringen von Mist jeder Art (z.B. Stallmist, Geflügelmist) 
auf 

 

 7.1 landwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch genutzte 
Flächen 
 

V V von der  Ernte 
der  le tz ten 

Haupt f rucht  b is  
zum 31.  Januar ;
V beginnt  ers t  
am 16.  Sept . ,  

wenn e ine Zwi -
schenf rucht  oder  
Winter raps an-

gebaut  wi rd .  
 7.2 forstwirtschaftlich genutzte Flächen 

 

V V V 

8. Ausbringen von Sekundärrohstoffdüngern, die von den vor-
genannten und anderen Schutzbestimmungen nicht erfasst 
sind  

 
V 

 
G 
 

 
G 

9. Lagerung und Zwischenlagerung von Düngemitteln jeder Art, 
Sekundärrohstoffdüngern sowie von Gärfutter/Silage außer-
halb von undurchlässigen baulichen Anlagen mit Auffangvor-
richtung 
 

 
V 

 
V 

 
V 

10. Anbauen von Sonderkulturen auf landwirtschaftlich oder gar-
tenbaulich genutzten Flächen sowie 
Einrichten oder Erweitern von Baumschulen oder Gartenbau-
betrieben 
 

 
V 

 
G 

 
G 

11. Anwenden von nicht für Wasserschutzgebiete zugelassenen 
Pflanzenschutzmitteln, etc. 
 

V V V 

12. Dauerpferche oder Freilandhaltung sowie 
Betreiben von Winterweiden mit Zufütterung oder Pferchen 
 

V G G 

13. Einrichten von Holzpolterplätzen mit Beregnung V G G 
 
 

 
   Wassergefährdende Stoffe 

 Zone 
II  

Zone 
II I  A 

Zone 
II I  B 

14. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen im Sinne des § 62, 
Abs. 3 WHG außerhalb von Anlagen, Vorrichtungen oder Be-
hältnissen, aus denen ein Eindringen in den Boden nicht mög-
lich ist 
*mit Ausnahme von im Rahmen ordnungsgemäßer Landbe-
wirtschaftung aufgebrachten Dünge- und Pflanzenschutzmit-
teln 
 

 
V 

 
V* 

 
V* 

15. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen gem. 
§ 62, Abs. 3 WHG 
 

 
V 

 
-  

 
-  
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 Zone 
II  

Zone 
II I  A 

Zone 
II I  B 

16. Befördern wassergefährdender Stoffe im Sinne des § 62 
Abs. 3 WHG durch Fahrzeuge, ausgenommen Anliegerver-
kehr 
 

 
V 

 
-  

 
-  

17. Befördern wassergefährdender Stoffe im Sinne des § 62 
Abs. 3 WHG in Feldleitungen 
 

 
V 

 
G 

 
G 

 
 
Abfall, bauliche Anlagen, Sondernutzungen  

  Zone 
II  

Zone 
II I  A 

Zone 
II I  B 

18. Lagern, Ablagern, Behandeln oder Umschlagen von Abfällen     
18.1 Errichtung oder wesentliche Änderung von Anlagen 

zum Ablagern von Abfällen 
V V V 

18.2 Errichtung oder wesentliche Änderung von Anlagen 
zum Behandeln, zum Umschlagen oder zum Lagern 
von Abfällen gem. Anhang zur 4. BImSchV, Spalte 1 
(ausgenommen Kompostierungsanlagen) 

 
V 

 
V 

 
V 

18.3 Errichtung oder wesentliche Änderung von Kom-
postierungsplätzen oder Kompostierungsanlagen mit 
Ausnahme der Eigenkompostierung  
 

 
V 

 
G 

  
G 

19. Errichtung oder wesentliche Änderung von Biogasanlagen 
 

V G  G 

20. Schrottanlagen und Autowrackplätze    
20.1 Neuanlegen oder Erweitern von Anlagen zur Lage-

rung oder Behandlung von Autowracks (Autowrack-
plätze) 

 
V 

 
V 

 
V 

20.2 Errichten oder wesentliches Ändern von Anlagen zur 
Lagerung oder Behandlung von Schrott mit wasser-
gefährdenden Bestandteilen 
 

 
V 

 
V 

 
V 

20.3 Errichten oder wesentliches Ändern von Anlagen zur 
Lagerung oder Behandlung von Schrott ohne was-
sergefährdende Bestandteile 
 

 
V 

 
G 

 
G 

21. Errichten oder Erweitern von baulichen Anlagen mit Aus-
nahme von baulichen Anlagen für Wohnzwecke (incl. Neben-
gebäude) als Einzelbebauung 
 

 
V 

 
G 

 
G 

22. Bauen von Straßen     
22.1 soweit die Maßnahmen nicht den „Richtlinien für bau-

technische Maßnahmen an Straßen in Wassergewin-
nungsgebieten (RiStWag in der zur Zeit gültigen Fas-
sung)“ entsprechen 
 

 
V 

 
V 

 
V 

22.2 Neubauen und Ausbauen von befestigten, für Motor-
fahrzeuge zugelassenen Wegen, Straßen und Plät-
zen unter Beachtung der RiStWag in der zur Zeit gül-
tigen Fassung 
 

 
V 

 
-  

 
-  



 

 
  Zone 

II  
Zone 
II I  A 

Zone 
II I  B 

22.3 
 

Bauen von land- oder forstwirtschaftlichen Wirt-
schaftswegen 
 

G - -  

23. Bahnanlagen     
23.1 
 

Bau von Bahnlinien V G G 

23.2 
 

Bau oder wesentliche Erweiterung von Güterum-
schlagsanlagen der Eisenbahn, Rangierbahnhöfen 
 

V G G 

24. Verwendung von Materialien im Straßen-, Wege-, Wasser- 
oder Landschaftsbau, 

   

24.1 
 

wenn diese Materialien auswaschbare wassergefähr-
dende Stoffe oder Beimengungen enthalten oder die 
Inhaltsstoffe durch Umwandlung wassergefährdend 
wirken können 

 
V 

 
V 

 
V 

24.2 
 

wenn diese Materialien die Anforderungen nach  
LAGA M 20 (Mitteilung der Länderarbeitsgemein-
schaft Abfall: „Anforderungen an die stoffliche Ver-
wertung von mineralischen Abfällen“) einhalten 
 

 
V 

 
G 

 
G 

25. Bau von Start-, Lande-, Sicherheitsflächen oder Notabwurfflä-
chen des Luftverkehrs 
 

V V V 

26. Bau von militärischen Anlagen oder Einrichten von Übungs-
plätzen 
 

V V V 

27. Durchführung von Manövern oder Übungen von Streitkräften 
oder ähnlichen Organisationen,  

  
 

 

27.1 
 

soweit sie nicht dem DVGW-Merkblatt W 106 ent-
sprechen 

V V V 

27.2 
 

soweit die Anforderungen des DVGW-Merkblatt  
W 106 eingehalten werden 
 

V G G 

28. Sport- und Freizeiteinrichtungen oder -Veranstaltungen    
28.1 
 

Bau oder wesentliche Erweiterung von Sport- oder 
Freizeiteinrichtungen, von denen keine nutzungsbe-
dingt erhöhten Grundwassergefährdungen ausgehen 
(z.B. Campingplätze, Badeanstalten, Fußballplätze, 
Golfplätze), Betrieb von Badeseen 

 
V 

 
G 

 
G 

28.2 
 

Bau oder wesentliche Erweiterung von Sport- oder 
Freizeiteinrichtungen, von denen nutzungsbedingt 
erhöhte Grundwassergefährdungen ausgehen (z.B. 
Tontaubenschießstände, sonstige Schießstände für 
Handfeuerwaffen, Rennbahnen für den Motorsport) 
sowie Durchführen von Motorsportveranstaltungen 
außerhalb der dafür zugelassenen Verkehrswege 
oder -flächen 

 
V 

 
V 

 
V 

28.3 
 

Durchführen von Märkten, Volksfesten oder sonstigen 
Großveranstaltungen außerhalb dafür vorgesehener 
Anlagen 
 

 
V 

 
G 

 
G 
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  Zone 

II  
Zone 
II I  A 

Zone 
II I  B 

    
29. Einrichtung oder wesentliche Erweiterung von Kleingartenko-

lonien 
 

V G G 

30. Friedhöfe    
30.1 
 

Neuanlegen von Friedhöfen V V V 

30.2 
 

Erweitern von Friedhöfen V V G 

31. Vergraben oder Ablagern von Tierkörpern oder Tierkörpertei-
len, ausgenommen geringe Stückzahlen (Tierkörperteile) im 
Rahmen der jagdlichen Praxis 
 

 
V 

 
V 

 
V 

32. Anlagen oder wesentliches Ändern von Fischteichen       
32.1 gedichtete Anlagen V G G 
32.2 
 

ungedichtete Anlagen V V V 

    
Bodeneingriffe 
 
33. Arbeiten, die so tief in den Boden eindringen (Erdaufschlüs-

se), dass sie sich unmittelbar oder mittelbar auf die Bewe-
gung, die Höhe oder die Beschaffenheit des Grundwassers 
auswirken können 
 

 
V 

 
G 

 
G 

34. Bodenabbau oder Erdaufschlüsse, durch die die Grundwas-
serüberdeckung auf Dauer vermindert wird 
 

V G G 

35. Verfüllung von Bodenabbaustellen oder Erdaufschlüssen mit 
mineralischen Reststoffen,  

   

35.1 wenn diese Materialien die Anforderungen nach  
LAGA M 20 (Mitteilung der Länderarbeitsgemein-
schaft Abfall: „Anforderungen an die stoffliche Ver-
wertung von mineralischen Abfällen“) nicht erfüllen 

 
V 

 
V 

 
V 

35.2 
 

wenn diese Materialien die Anforderungen nach  
LAGA M 20 (Mitteilung der Länderarbeitsgemein-
schaft Abfall: „Anforderungen an die stoffliche Ver-
wertung von mineralischen Abfällen“) einhalten 
 

 
V 

 
G 

 
G 

36. Anlagen und Maßnahmen des Bergbaus mit Eingriffen in die 
Grundwasserüberdeckung 
 

V 
  

G G 

37. Durchführen von Sprengungen V G G 

38. Bohrungen (mit Ausnahme für die öffentliche Wasserversor-
gung) von mehr als 3 m Tiefe  
 

 
V 

 
G 

 
G 

39. Erdwärmenutzung und andere geothermische Anlagen 
(z.B. Erdwärmesonden, Erdwärmekollektoren, etc.) 
 

V G G 
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Administrator
Schreibmaschinentext
XXXXXXXXXXXXXXXX


Administrator
Schreibmaschinentext
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX(einschließlich hydraulic fracking)
mit Eingriffen in die Grundwasserüberdeckung



 

§ 5 
Anlagen, die beim Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig vorhanden sind, jedoch den Vor-

schriften des § 4 nicht entsprechen, bleiben weiter zugelassen. Die zuständige Wasserbehörde 

kann jedoch im Interesse der Gefahrenabwehr die Maßnahmen anordnen, die erforderlich sind, 

um den Zweck dieser Verordnung zu erreichen. 

 

§ 6 
(1) Die Eigentümer und die Nutzungsberechtigten der im Wasserschutzgebiet liegenden 

Grundstücke haben zu dulden, dass Beauftragte der Wasserbehörden und der von ihnen 

ermächtigten Stellen nach vorheriger Ankündigung die Grundstücke betreten, um die Ein-

haltung der Schutzbestimmungen nach § 4 zu überprüfen und um Maßnahmen durchzu-

führen, die zum Schutz der Wassergewinnungsanlagen erforderlich sind, z. B. Aufstellen 

von Hinweisschildern und Zäunen, Lagern von Hilfsstoffen zur Sicherung des Grundwas-

sers, Entnahme von Bodenproben, Anlagen und Betrieb von Grundwasserbeobachtungs-

brunnen u. ä. 

(2) Bei Gefahr in Verzug bedarf es der vorherigen Ankündigung nicht. 

(3) Der Landkreis Rotenburg (Wümme) kann den Begünstigten verpflichten, die nach Abs. 1 

zu duldenden Maßnahmen vorzunehmen. 

 

§ 7 
(1) Der Landkreis Rotenburg (Wümme) kann von den Verboten der §§ 3 und 4, den Duldungs- 

und Handlungspflichten der §§ 5 und 6 der Verordnung im Einzelfall widerruflich und be-

fristet befreien, wenn der Schutzgebietszweck nicht gefährdet wird oder überwiegende 

Gründe des Wohls der Allgemeinheit dies erfordern.  

(2) Die nach § 4 eingeschränkt zulässigen Handlungen der Verordnung dürfen nur mit Ge-

nehmigung des Landkreises Rotenburg (Wümme) vorgenommen werden. Die Genehmi-

gung darf nur versagt werden, wenn zu befürchten ist, dass eine der dort genannten Hand-

lungen oder Maßnahmen auf das durch diese Verordnung geschützte Grundwasser 

nachteilig einwirken kann und diese Nachteile nicht durch Bedingungen oder Auflagen ver-

hütet werden können.   

  

(3) Die Befreiung nach Abs. 1 und die Genehmigung nach Abs. 2 sind jeweils zu erteilen, so-

weit dies zur Vermeidung unzumutbarer Beschränkungen des Eigentums erforderlich ist 

und hierdurch der Schutzzweck nicht gefährdet wird. 
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§ 8 
Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen Bestimmungen dieser Verordnung verstößt, handelt ord-

nungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit wird nach § 103 Abs. 1 Nr. 8 und Abs. 2 WHG mit einer 

Geldbuße bis zu 50.000 EUR, bei Verletzung der Aufzeichnungspflichten bis zu 10.000 EUR,  

geahndet. Unberührt bleiben Regelungen und Zuständigkeiten nach anderen Rechtsvorschriften. 

 

§ 9 
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündigung im Amtsblatt für den Landkreis 

Rotenburg (Wümme) in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes für das 

Wasserwerk „Nord“ des Wasserversorgungsverbandes für den Landkreis Rotenburg vom 

25. September 1978 (Amtsblatt Nr. 22 für den Regierungsbezirk Lüneburg vom 

02.11.1978) außer Kraft. 
 
 
Rotenburg/Wümme, 21.12.2011 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 
 
 
 
(Luttmann) 
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